Rechtsprechung

Die Berufung kann hiernach keinen Erfolg haben.

Ein gesetzlicher Grund zur Zulassung der Revision ist
gegeben (§160 Abs. 2 SGG), da der Senat der Rechtssache
grundsitzlich[e] Bedeutung beimisst.
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Anmerkung zu LSG Nieders.-Bremen,
Urt. v. 25.11.2014 - L 4 KR 244/10 (SG Hannover)

Constanze Piischel

Das LSG Niedersachsen-Bremen hat sich intensiv mit der
Regelungssystematik des Zahntechnikrechts im SGB V
auseinander gesetzt. Das Urteil kommt tberzeugend zu
dem Schluss, dass der Wortlaut der relevanten Normen
(§§57 Abs. 2, 88 Abs. 2 SGB V), der Wille des Gesetzge-
bers und die Regelungssystematik des Dritten und Vierten
Kapitels des SGB V einen Selektivvertrag zwischen Kran-
kenkasse und Dentallabor nicht vorsehen und die Kranken-
kasse daher die Grenzen dessen, was ihr gesetzlich erlaubt
ist, tiberschritten hat.

Das BSG hat im Jahr 2010 zu den Grenzen der Vertrags-
kompetenzen der gesetzlichen Krankenkassen schon ausge-
fiihrt!. Danach setzt der Grundsatz vom Vorrang des Ge-
setzes der Vertragskompetenz der Krankenkassen Grenzen

nund zwar zum einen durch die Existenz entgegenstehender
Rechtsvorschriften und/oder Rechte Dritter (vgl. §§ 53 Abs. 1
S. 1, 57 Abs. 1 SGB V) und zum anderen durch die Bindung an
diejenigen Vorgaben des Vierten Kapitels sowie der §§ 63 und 64
SGB V, durch die die Leistungsbeziehungen zwischen Kranken-
kassen und Leistungserbringern gemdf} §69 S. 1 SGB V' i.d. F.
des GMG abschliefend ausgestaltet sind. Liegt eine solche abschlie-
Pende Normierung vor oder stehen Vorschriften bzw. Rechte Dritter
entgegen, kann die Krankenkasse demgemdfS Versorgungsvertrige
nur schliefen und ein Leistungserbringer eine Beteiligung an dem
darauf gerichteten Verfahren nur beanspruchen, solange die hieraus
sich ergebenden Grenzen gewahrt sind. Dagegen sind Vertrige mit
Leistungserbringern unzuldssig, wenn den Krankenkassen verbind-
lich ein abschlieffender Katalog mdaglicher Vertragsformen vorgege-
ben ist und deren Voraussetzungen nicht vorliegen.“

Das BSG geht davon aus, dass die Leistungsbeziehungen
zwischen den Krankenkassen und den Leistungserbringern
abschlieBend durch die Vorgaben im Vierten Kapitel des
SGB V sowie durch die §§63 und 64 SGB V ausgestaltet
sind. Fiir Dritte wie die Zahntechnikermeisterbetriebe, die
in das Leistungsgeschehen nach dem SGB V einbezogen
sind, ohne originire Leistungserbringer zu sein, gilt das
Gleiche. Die originiren Leistungserbringer und die in das
Leistungsgeschehen einbezogenen Dritten haben im Rah-
men der Versorgung der gesetzlich Versicherten Anspruch
darauf, dass die Krankenkassen die durch das SGB V aus-
differenziert vorgegebene Wettbewerbsordnung einhalten
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und nicht in den Wettbewerb eingreifen, wenn ihnen in-
soweit keine spezifische Ermichtigungsgrundlage zur Sei-
te steht. Teilhabe am Wettbewerb ,,nach Malgabe seiner
Funktionsbedingungen“? bedeutet fiir die Leistungserbrin-
ger und Dritte, dass das Agieren der Krankenkassen auf der
Grundlage und in den Grenzen des detailliert ausgestal-
teten Vierten Kapitels des SGB V ablaufen und in diesem
Rahmen vorhersehbar sein muss.

Die im Bereich der zahntechnischen Versorgung einschli-
gigen Vertragsschlusskompetenzen der Krankenkassen in
den §§57 Abs. 2 und 88 Abs. 2 SGB V sehen keine Selek-
tivvertrige, sondern ausschlieflich kollektive Hochstpreis-
vereinbarungen vor. Unterhalb dieser Hochstpreise sieht die
Regelungssystematik des SGB V den freien Wettbewerb der
zahntechnischen Labore untereinander vor. Die hier beklag-
te Krankenkasse wurde daher mit dem Abschluss des Selek-
tivvertrages aullerhalb des ihr zugewiesenen Aufgabenbe-
reichesi.S. des §30 Abs. 1 SGB IV titig. {30 Abs. 1 SGB IV
enthilt einerseits das Gebot an die Versicherungstriger, nur
die gesetzlich vorgeschriebenen oder zugelassenen Aufga-
ben zu erfiillen, und anderseits das Verbot, Geschifte aul3er-
halb ihres Aufgabenbereiches zu erfiillen®. Die gesetzliche
Aufgabenzuweisung — hier durch die Regelungen im zahn-
technischen Leistungsrecht und im Zahntechnikerrecht des
SGB V ausformuliert — stellt demnach zwingend zu beach-
tendes Recht fiir die Krankenkassen dar.

Dass ein Selektivvertrag mit einem Dentallabor nicht auf
das allgemeine Wirtschaftlichkeitsgebot gem. §§2 Abs. 4,
12 Abs. 1 SGB V gestiitzt werden kann, hat das LSG eben-
falls zutreffend herausgestellt: Das Wirtschaftlichkeitsgebot
soll das Verwaltungshandeln der Krankenkassen ausfiil-
len, ohne dabei ihre durch den Gesetzgeber beschriebe-
nen Kompetenzen zu erweitern. Andernfalls wiren die
im Vierten Kapitel des SGB V ausdifferenziert normierten
Vertragskompetenzen auch obsolet.

Hinzu kommt hier, dass der Grundsatz des Wirtschaft-
lichkeitsgebots schon inhaltlich nicht trigt, da das Gros der
gesetzlich Versicherten nur Anspruch auf Zahlung eines in
der Hohe von vornherein feststehenden befundbezogenen
Festzuschusses gegentiber der Krankenkasse hat. Es liegt
gerade nicht im Kompetenzbereich der Krankenkassen, ih-
ren Versicherten finanzielle Erleichterung durch Selektiv-
vertrige mit bestimmten Dentallaboren zu verschaffen, um
gef. finanzielle Konsequenzen des Festzuschusssystems fiir
den ein oder anderen abzufedern. Die allgemeine Vermo-
gensbetreuung der Versicherten zu {ibernehmen, gestattet
das Sozialrecht den Krankenkassen nicht.

Insgesamt hat das LSG Niedersachsen-Bremen in sau-
berer juristischer Analyse den gesetzlichen Krankenkassen
als Triagern mittelbarer Staatsverwaltung ihre Grenzen bei
Eingriffen in den Wettbewerb im Rahmen des SGB V auf-
gezeigt. Der 6. Senat des BSG wird in der anhingigen Re-
visionsentscheidung* das letzte Wort dazu haben.

1) BSG, SozR 4-2500 §126 Nr. 2, Rdnr. 24.

2) BVerfG, NJW 2006, 3701, 3702.

3) Freund, in: Hauck/Noftz (Hrsg.), Sozialgesetzbuch, SGB IV, §30,
Rdnr. 5 (Stand: 2010); zu konkreten Anwendungsfillen etwa
BFH, BFHE 228, 273; BSG, SozR 4-2400 §80 Nr 1.

4) Az.B6 KA 2/15R.



	Abrechnung wahlärztlicher Leistungen durch 
Honorarärzte aus verfassungsrechtlicher Sicht
	­BVerfG, Beschl. v. 3. 3. 2015 – 1 BvR 3226/14 
	Beweisfragen bei Streit um Patientenaufklärung; Beweis des – über den schriftlich dokumentierten Text hinausgehenden – Aufklärungsinhaltes 
vor einer Herzoperation

	BGH, Urt. v. 28. 1. 2014 – VI ZR 143/13 (OLG Karlsruhe)
	Gesundheitliche Folgeschäden und 
Schätzung materieller Schäden 
nach grob fehlerhafter Bauch-Operation

	OLG Köln, Urt. v. 14. 8. 2013 – 5 U 232/11 (LG Köln)
	Unionsrechtskonformität des einheitlichen 
Apothekenverkaufspreises 

	OLG Düsseldorf, Beschl. v. 24. 3. 2015 – I-20 U 149/13 
(LG Düsseldorf )
	Streng formale Betrachtungsweise des Sozialversicherungsrechts greift zivilprozessual nicht durch – Darlegungslast der Kassenärztlichen Vereinigung im Zivilverfahren bei Abrechnungsbetrug

	OLG Karlsruhe, Urt. v. 18. 11. 2014 – 19 U 47/13 (LG Heidelberg)
	Anerkennung von Nachtdiensten, 
Bereitschaftsdienstzeiten und Überstunden 
im Rahmen der Facharzt-Weiterbildung 
bei Teilzeittätigkeit

	VG Hannover, Urt. v. 21. 1. 2015 – 5 A 8219/14
	Die Bürgschaftsverpflichtungen bei der MVZ-GmbH

	BSG, Urt. v. 22. 10. 2014 – B 6 KA 36/13 R (LSG Nordrh.-Westf.)
	Praxisnachfolge in Berufsausübungsgemeinschaft; Berücksichtigung der Interessen der verbleibenden Ärzte gemäß § 103 Abs. 6 SGB V

	BSG, Urt. v. 22. 10. 2014 – B 6 KA 44/13 R (SG Hannover)
	Selektivvertrag ohne ausdrückliche gesetzliche Ermächtigung unzulässig

	LSG Nieders.-Bremen, Urt. v. 25. 11. 2014 – L 4 KR 244/10 
(SG Hannover)
	Gesundheitsmanagement und Krankheit 
im Arbeitsverhältnis.
	Gesundheitsdatenschutzrecht.
	Ärztliches Berufsrecht.

